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MPC Münchmeyer Petersen Capital AG, Hamburg 
WKN A1TNWJ / ISIN DE000A1TNWJ4  

 
Ordentliche Hauptversammlung am 22. April 2021 

(virtuelle Hauptversammlung) 
 

 
Bericht des Vorstands zu Punkt 9 der Tagesordnung über den Ausschluss des 
Bezugsrechts gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 i.V.m. § 186 Abs. 4 Satz 2 AktG 

 

§ 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG bietet Aktiengesellschaften die Möglichkeit, aufgrund einer 
Ermächtigung der Hauptversammlung eigene Aktien bis zu insgesamt 10 % ihres 
Grundkapitals zu erwerben. Tagesordnungspunkt 9 enthält den Vorschlag, eine neue 
entsprechende Ermächtigung mit der gesetzlich zulässigen Höchstdauer von fünf Jahren zu 
erteilen. Damit soll der Vorstand in die Lage versetzt werden, im Interesse der Gesellschaft 
und ihrer Aktionäre eigene Aktien über die Börse oder mittels eines öffentlichen Angebots an 
die Aktionäre bis zur Höhe von insgesamt 10 % des derzeitigen Grundkapitals der Gesellschaft 
erwerben zu können. Die dem Vorstand durch die Hauptversammlung am 21. Juni 2016 
gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG erteilte Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien ist bis zum 
20. Juni 2021 befristet, sie soll mit Wirksamkeit der neuen Ermächtigung aufgehoben werden. 
Die neue Ermächtigung soll mit der Beschlussfassung in der Hauptversammlung am  
22. April 2021 wirksam werden und bis zum 21. April 2026 gelten. Die gesetzliche Höchstdauer 
der Ermächtigung wird hierdurch eingehalten.  

Der Beschlussvorschlag regelt die Möglichkeiten der Gesellschaft sowohl im Hinblick auf die 
Modalitäten des Erwerbs der eigenen Aktien als auch im Hinblick auf ihre anschließende 
Verwendung. Auf die zu erwerbenden Aktien dürfen zusammen mit anderen eigenen Aktien, 
die sich im Besitz der Gesellschaft befinden oder ihr nach §§ 71a ff. AktG zuzurechnen sind, 
zu keinem Zeitpunkt mehr als 10 % des Grundkapitals entfallen. Die Ermächtigung darf nicht 
zum Zwecke des Handelns mit eigenen Aktien genutzt werden. 

Der Erwerb der Aktien kann über die Börse oder mittels eines öffentlichen Kauf- oder 
Tauschangebots durchgeführt werden. Sofern bei einem öffentlichen Kaufangebot die Anzahl 
der angedienten bzw. angebotenen Aktien die zum Erwerb vorgesehenen Aktienzahlen 
übersteigt, kann der Erwerb bzw. die Annahme unter Ausschluss des Andienungsrechts der 
Aktionäre nach dem Verhältnis der angedienten bzw. angebotenen Aktien erfolgen, um das 
Erwerbsverfahren zu vereinfachen. Der Vereinfachung dient auch die bevorrechtigte 
Berücksichtigung geringer Stückzahlen bis zu 100 Stück angedienter Aktien je Aktionär. 

Die von der Gesellschaft erworbenen eigenen Aktien können über die Börse oder durch ein 
öffentliches Angebot mit Bezugsrecht an alle Aktionäre wieder veräußert werden. Mit diesen 
Möglichkeiten wird der Grundsatz der Gleichbehandlung der Aktionäre gewahrt. Soweit die 
Aktien durch ein Angebot an alle Aktionäre veräußert werden, soll der Vorstand ermächtigt 
werden, das Bezugsrecht der Aktionäre auf die eigenen Aktien für Spitzenbeträge 
auszuschließen. Die Möglichkeit des Ausschlusses des Bezugsrechts für Spitzenbeträge dient 
dazu, ein technisch durchführbares Bezugsverhältnis darzustellen. Der mögliche 
Verwässerungseffekt ist aufgrund der Beschränkung auf Spitzenbeträge gering. 

Darüber hinaus kann die Gesellschaft die erworbenen eigenen Aktien auch außerhalb der 
Börse ohne ein an alle Aktionäre gerichtetes öffentliches Angebot veräußern, wenn der Preis 
der Aktien den Börsenkurs zur Zeit der Veräußerung nicht wesentlich unterschreitet. Mit dieser 
Ermächtigung wird von der in § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG vorgesehenen Möglichkeit zum 
erleichterten Bezugsrechtsausschluss entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG Gebrauch 
gemacht. Im Interesse der Gesellschaft soll damit insbesondere die Möglichkeit geschaffen 
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werden, institutionellen Investoren im In- und Ausland Aktien der Gesellschaft anzubieten und 
den Aktionärskreis zu erweitern. Die Gesellschaft soll mit der erbetenen Ermächtigung in die 
Lage versetzt werden, auf günstige Börsensituationen schnell und flexibel reagieren zu 
können. Eine nachhaltige Einflussnahme auf den Börsenkurs der Aktie der Gesellschaft wird 
nicht verfolgt. Die Vermögens- und Stimmrechtsinteressen der Aktionäre werden dabei 
angemessen gewahrt. Die auf § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG gestützte Ermächtigung zum 
Bezugsrechtsausschluss bei der Veräußerung eigener Aktien ist unter Einbeziehung von 
Aktien, für die das Bezugsrecht in unmittelbarer oder entsprechender Anwendung des § 186 
Abs. 3 Satz 4 AktG ausgeschlossen wird, auf insgesamt höchstens 10 % des Grundkapitals 
der Gesellschaft beschränkt. Dem Schutz der Aktionäre vor Verwässerung wird dadurch 
Rechnung getragen, dass die Aktien nur zu einem Preis veräußert werden dürfen, der den 
maßgeblichen Börsenkurs nicht wesentlich unterschreitet. Die endgültige Festlegung des 
Veräußerungspreises für die eigenen Aktien geschieht zeitnah vor der Veräußerung. Der 
Vorstand wird sich dabei - unter Berücksichtigung der aktuellen Marktgegebenheiten - 
bemühen, einen eventuellen Abschlag auf den Börsenkurs so niedrig wie möglich zu halten. 
Interessierte Aktionäre können somit ihre Beteiligungsquote durch Zukäufe am Markt zu im 
Wesentlichen gleichen Bedingungen erhalten. 

Der Vorstand soll ferner ermächtigt werden, eigene Aktien unter Ausschluss des Bezugsrechts 
gegen eine Sachleistung zu veräußern. Damit soll die Gesellschaft die Möglichkeit erhalten, 
eigene Aktien als Gegenleistung im Rahmen von Unternehmenszusammenschlüssen oder 
beim Erwerb von Unternehmen, Unternehmensteilen, Beteiligungen an Unternehmen, 
anderen mit dem Unternehmensgegenstand der Gesellschaft in Zusammenhang stehenden 
Wirtschaftsgütern oder auch Ansprüchen auf den Erwerb von mit dem 
Unternehmensgegenstand der Gesellschaft im Zusammenhang stehenden Wirtschaftsgütern 
einschließlich Forderungen gegen die Gesellschaft anbieten zu können. Der internationale 
Wettbewerb und die Globalisierung der Wirtschaft verlangen zunehmend diese Form der 
Gegenleistung im Rahmen des Erwerbs von Wirtschaftsgütern. Die vorgeschlagene 
Ermächtigung soll der Gesellschaft den notwendigen Handlungsspielraum geben, um sich 
bietende Gelegenheiten zum Erwerb schnell und flexibel ausnutzen zu können. Dem trägt der 
vorgeschlagene Ausschluss des Bezugsrechts Rechnung. Dabei darf der Wert der 
Sachleistung, für die die Aktien gewährt werden, bei einer Gesamtbeurteilung nicht 
unangemessen niedrig sein. Dadurch wird sichergestellt, dass allenfalls eine unwesentliche 
Verwässerung der Vermögensverhältnisse der Aktionäre eintritt. Konkrete 
Akquisitionsvorhaben, für die eigene Aktien eingesetzt werden sollen, bestehen derzeit nicht. 

Ferner soll der Vorstand ermächtigt werden, mit Zustimmung des Aufsichtsrats eigene Aktien 
an Mitglieder des Vorstands oder sonstige Mitarbeiter der Gesellschaft sowie an Mitglieder der 
Geschäftsführung und Mitarbeiter von Konzerngesellschaften zu gewähren, soweit diese 
Personen aufgrund von Mitarbeiterbeteiligungsprogrammen berechtigt sind. Soweit eigene 
Aktien an Mitglieder des Vorstands der Gesellschaft übertragen werden sollen, soll die 
Entscheidung hierüber dem Aufsichtsrat der Gesellschaft obliegen. Damit soll der Gesellschaft 
die Möglichkeit eingeräumt werden, Aktien zur Bedienung von 
Mitarbeiterbeteiligungsprogrammen zu verwenden, ohne hierfür Kapitalerhöhungen 
vornehmen zu müssen. 

Weiterhin sieht die Ermächtigung vor, dass die eigenen Aktien unter dem Ausschluss des 
Bezugsrechts der Aktionäre dafür verwendet werden können, die Wandel- oder Optionsrechte 
bzw. Wandlungspflichten von Gläubigern von durch die Gesellschaft oder ihren 
Konzerngesellschaften ausgegebenen Wandel-, Teilschuld- oder 
Optionsschuldverschreibungen zu erfüllen. So kann es zweckmäßig sein, anstelle einer 
Kapitalerhöhung ganz oder teilweise eigene Aktien zur Erfüllung der Wandel- oder 
Optionsrechte bzw. zur Erfüllung der Wandlungspflichten einzusetzen. Dabei ist zu 
berücksichtigen, dass die Wandel-, Teilschuld- oder Optionsschuldverschreibungen 
grundsätzlich selbst nur unter Beachtung des Bezugsrechts der Aktionäre begeben werden 
dürfen, so dass insoweit mittelbar das Bezugsrecht der Aktionäre gewahrt wird. 
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Auch sieht die Ermächtigung vor, dass eigene Aktien zur Durchführung einer sogenannten 
Aktiendividende (scrip dividend) verwendet werden können. Der Vorstand soll in diesem 
Zusammenhang ermächtigt sein, das Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen, um eine 
Aktiendividende zu optimalen Bedingungen durchführen zu können. Bei der Aktiendividende 
unter Verwendung eigener Aktien wird den Aktionären angeboten, ihren mit dem 
Gewinnverwendungsbeschluss der Hauptversammlung entstandenen Dividendenanspruch 
ganz oder teilweise an die Gesellschaft abzutreten, um im Gegenzug eigene Aktien zu 
erhalten. 

Die Durchführung einer Aktiendividende unter Verwendung eigener Aktien kann als an alle 
Aktionäre gerichtetes Angebot unter Wahrung ihres Bezugsrechts und unter Wahrung des 
Gleichbehandlungsgrundsatzes (§ 53a AktG) erfolgen. Dabei werden den Aktionären nur 
jeweils ganze Aktien zum Bezug angeboten; hinsichtlich des Teils des Dividendenanspruchs, 
der den Bezugspreis für eine ganze Aktie nicht erreicht (bzw. diesen übersteigt), sind die 
Aktionäre auf den Bezug der Bardividende verwiesen und können insoweit keine Aktie 
erhalten; ein Angebot von Teilrechten ist ebensowenig vorgesehen wie die Einrichtung eines 
Handels von Bezugsrechten oder Bruchteilen davon. Weil die Aktionäre anstelle des Bezugs 
eigener Aktien insoweit anteilig eine Bardividende erhalten, erscheint dies als gerechtfertigt 
und angemessen. 

Im Einzelfall kann es ja nach Kapitalmarktsituation vorzugswürdig sein, die Durchführung einer 
Aktiendividende unter Verwendung eigener Aktien so auszugestalten, dass der Vorstand zwar 
allen Aktionären, die dividendenberechtigt sind, unter Wahrung des allgemeinen 
Gleichbehandlungsgrundsatzes (§ 53a AktG) eigene Aktien zum Bezug gegen Abtretung ihres 
Dividendenanspruchs anbietet, jedoch formal das Bezugsrecht der Aktionäre insgesamt 
ausschließt. Die Durchführung der Aktiendividende unter formalem Ausschluss des 
Bezugsrechts ermöglicht die Durchführung der Aktiendividende zu flexibleren Bedingungen. 
Angesichts des Umstandes, dass allen Aktionären die eigenen Aktien angeboten werden und 
überschießende Dividenden-Teilbeträge durch Zahlung der Bardividende abgegolten werden, 
erscheint auch insoweit der Bezugsrechtsausschluss als gerechtfertigt und angemessen.  

Die Überwachung der Ausnutzung der Ermächtigung durch den Vorstand wird durch das 
Erfordernis der vorherigen Zustimmung des Aufsichtsrats zu der geplanten Ausnutzung und 
die Pflicht des Vorstands, jeweils über eine Ausnutzung der Ermächtigungen zu berichten, 
sichergestellt. 

 
Hamburg, 5. März 2021 
 
MPC Münchmeyer Petersen Capital AG 
 
 
 
 
 
 
 
Der Vorstand 


